
 
 

Bekanntmachung gemäß § 10 BImSchG und § 5 UVPG 

 

 

Herr Jan-Gerd Weilinghoff, wohnhaft in 48619 Heek, Ahle 105, hat mit Antrag vom 

06.02.2026 die Änderung seiner bestehenden Tierhaltungsanlage durch die Anpassung an die 

aktuellen Haltungsformen sowie den Neubau eines Deckzentrums und den Neubau von 

sieben Stallgebäuden zur Schweine- und Rinderhaltung mit den zugehörigen 

Nebeneinrichtungen auf dem Grundstück in Heek, Ahle 105, Gemarkung Heek, Flur 29, 

Flurstücke 74, 71, beantragt. 

 

Nach Durchführung der beantragten Änderung können insgesamt 130 Jungsauen, 768 Sauen, 

4 Eber, 4608 Ferkel und 1193 Mastbullen auf der Hofstelle gehalten werden. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) und den Bestimmungen 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer 

Genehmigung nach diesen Vorschriften. Die Durchführung des Genehmigungsverfahrens 

richtet sich nach der Neunten Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV). 

§ 6 Abs. 1 BImSchG enthält die materiellen Genehmigungsvoraussetzungen.  

 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren zur Feststellung des Erfordernisses einer 

Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß § 9 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVGP) in Verbindung mit § 7 UVPG durchgeführt. Dabei 

wurde festgestellt, dass keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist.  

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.  

 

Das beantragte Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 BImSchG bekannt gemacht. 

 

Sofern die beantragte Genehmigung erteilt wird, soll die Anlage so bald wie möglich 

geändert in Betrieb genommen werden. 

 

Die Bekanntmachung sowie der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Unterlagen 

können im Zeitraum vom 12.08.2026 bis zum 11.09.2026 auf der Internetseite des Kreises 

Borken unter https://www.kreis-borken.de/de/kreisregion/bauen-ordnung/bauen-

wohnen/amtl-bekanntmachungen-laufende-verfahren.php digitaler Form eingesehen werden. 

 

Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Unterlagen liegen zudem im vorgenannten 

Zeitraum zur Einsicht bei der Kreisverwaltung Borken, Fachbereich Bauen, Wohnen und 

Immissionsschutz, Etage 3A, Zimmer 2307, Burloer Straße 93, 46325 Borken, während der 

Dienststunden montags bis donnerstags 08:00 Uhr bis  

12:30 Uhr und 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr und freitags von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr aus. 

 

Weitere Termine sind nach vorheriger Vereinbarung möglich. 

 

Die ausgelegten Antragsunterlagen enthalten folgende entscheidungserhebliche Unterlagen 

über die Umweltauswirkungen des Vorhabens:  

− Betriebsbeschreibung mit Angaben zu Emissionen und Abluftquellen  

− Angaben zur Abluftreinigung 
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− gutachterliche Immissionsprognose zu Ammoniak, Stickstoffdeposition und Geruch 

− Angaben zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

− Angaben zur Niederschlagswasserentsorgung 

− Nährstoffbeurteilung mit Lagervolumenberechnung und Verwertungsnachweis 

− Erläuterungen zur Inanspruchnahme von Wald 

− Bewertung des Eingriffs in Natur und Landschaft sowie Ermittlung von Ausgleich und 

Ersatz nach §§ 14 – 17 BNatSchG  

− landschaftspflegerischer Begleitplan nach § 33 Abs. 3 Landesnaturschutzgesetz Nord-

rhein-Westfalen (LNatSchG NRW)  

− gutachterliche Artenschutzprüfung nach § 44 BNatSchG 

− Angaben zu veterinärrechtlichen Aspekten und Tierwohl. 

 

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 12.08.2026 bis 12.10.2026 beim 

Kreis Borken, Burloer Straße 93, 46325 Borken schriftlich oder elektronisch vorgebracht 

werden. Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen 

ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt nicht für 

ein sich anschließendes Gerichtsverfahren. Die Einwendungen sollen die volle leserliche 

Anschrift des Einwenders tragen. Es wird darauf hingewiesen, dass die 

Einwendungsschreiben an den Antragsteller zur Stellungnahme weitergegeben werden. Auf 

Verlangen des Einwenders werden dabei Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit 

die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhaltes der Einwendung erforderlich sind. 

 

Ein Erörterungstermin findet nicht statt, da der Antragssteller diesen nicht beantragt hat.  

 

Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen und den Genehmigungsantrag an 

die Einwender kann durch eine öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

 

 

Kreis Borken, 31.07.2026 

Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-00545 2026-robe 

 

Im Auftrag 

 

Stefan Holthausen 

 
 

 

 


